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Loss of  order, mit diesem Begriff umschrieb Frank-
Walter Steinmeier kürzlich vor Wirtschaftslenkern 
den Trend hinter den Krisen unserer Zeit. Die bi-
polare Ordnung des Kalten Krieges sei zerfallen, 
doch eine neue müsse erst noch gefunden werden. 
»Unsere Welt ist weder unipolar noch multipolar, 
sie ist nonpolar«, so der Minister. »Es ist eine Welt 
auf der Suche nach einer neuen Ordnung.«

Die lange Vormachtstellung des Westens fußt 
auf den Errungenschaften der Moderne: wissen-
schaftlichem und technologischem Fortschritt, 
Industriekapitalismus, leistungsfähigen Verwal-
tungsstrukturen. Dieselben Faktoren tragen heute 
zum Aufstieg der übrigen Welt bei. Globale Kon-
flikte gelten als Nebeneffekt dieser Aufholdynamik, 
doch sie sind mehr. Fortschritt, Markt, staatliche 
Ordnung, die Eckpfeiler der Mo-
derne durchlaufen selbst existenziel-
le Krisen. Hierin liegt ein zentrales 
Paradox unserer Zeit: Wir erleben 
die Globalisierung der Moderne – 
und gleichzeitig ihren Zerfall.

Erstens, das Vertrauen in Fort-
schritt sinkt. Ökonomen beobach-
ten, dass sich das Produktivitäts-
wachstum entwickelter Volkswirt-
schaften stark verlangsamt hat. Ei-
nige argumentieren, dass Innovatio-
nen wie GPS oder das Smartphone 
die Produktivität nicht so stark 
verändert hätten wie die Elektrizität 
oder der Verbrennungsmotor vor 
hundert Jahren. Wir drohen von 
einem intensiven, auf Fortschritt basierenden zu 
einem extensiven, auf Zufuhr von Ressourcen an-
gewiesenen Wachstum zurückzukehren, sagt der 
Ökonom Robert Gordon. Da, wo Fortschritt pas-
siert, sind die Beschäftigungsauswirkungen zudem 
unklar: In reichen Ländern lässt sich eine wachsen-
de Polarisierung des Arbeitsmarktes beobachten, die 
mit Unterbeschäftigung und sinkenden Löhnen für 
immer mehr Menschen einhergeht.

Für einen Planeten mit bald neun Milliarden 
Einwohnern, begrenzten Ressourcen und einem 
fragilen Ökosystem wären dies keine guten Nach-
richten. Was unsere heutige von der vorindustriellen 
Zeit unterscheidet, ist die Erwartung einer kontinu-
ierlichen Verbesserung des Wohlstands. Der Glau-
be an Fortschritt fördert Investitionen, die diesen 
erst ermöglichen. Dazu zählen Investitionen in 
politische Stabilität, Privateigentum, Technologie 

und Forschung. Wenn Fortschritt nicht mehr brei-
te wirtschaftliche Erträge generiert, sind politische, 
wirtschaftliche und soziale Stabilität bedroht.

Zweitens, das Vertrauen in die Märkte sinkt. 
Der Siegeszug der Marktwirtschaft gilt neben 
dem Glauben an den Fortschritt als zweite Trieb-
kraft hinter der Globalisierung der Moderne. Der 
rasante Aufstieg von Ländern in Asien, Latein-
amerika und Afrika war in weiten Teilen das Er-
gebnis marktwirtschaftlicher Reformen. Chinas 
Wirtschaft wuchs jahrzehntelang mit über neun 
Prozent und befreite so Millionen Menschen aus 
der Armut. Indien verzeichnete ein ähnlich star-
kes Wachstum und senkte seine Armutsquote von 
50 auf 20 Prozent. Einige der wachstumsstärksten 
Ökonomien befinden sich in Afrika. 

Diese Zahlen täuschen aber da-
rüber hinweg, dass zugleich der Ab-
stand zwischen Arm und Reich ge-
stiegen ist: Die Ungleichheit in 
China ist 50 Prozent höher als zu 
Beginn seiner Reformen, höher als 
in liberalen Marktwirtschaften wie 
Großbritannien und den USA und 
doppelt so hoch wie in den sozialen 
Marktwirtschaften Nordeuropas. 
Zur Erklärung verweisen Ökono-
men häufig auf den von dem No-
belpreisträger Simon Kuznets be-
schriebenen Zusammenhang, dass 
Marktreformen Ungleichheit und 
Unsicherheit kurzfristig verschlim-
mern können, langfristig aber min-

dern. Dem widerspricht aber, dass die Ungleich-
heit auch in hoch entwickelten Ländern rasant 
gestiegen ist.

Dauerhaft niedrigeres Wachstum und eine wach-
sende Verteilungsproblematik werden die Frage 
nach der politischen Einbettung von Märkten neu 
aufwerfen. Wenn Erträge aus Investitionen in Fa-
briken, Forschung und Bildung sinken, steigt die 
Attraktivität politischer Einflussnahme. Schon jetzt, 
so der Ökonom Moises Naim, sei nicht Kapitalis-
mus, sondern Korruption die Kernursache steigen-
der Ungleichheit in Ländern wie Russland, Nigeria, 
Brasilien oder China. Doch auch liberale Ökono-
mien in den USA und Europa sind betroffen. Öko-
nomen wie Robert Reich, Simon Johnson oder 
Joseph Stiglitz warnen eindrücklich, dass der wach-
sende Einfluss von Lobbyisten Ungleichheit, Un-
sicherheit und Korruption befeuert.

Drittens, das Vertrauen in traditionelle Ord-
nungsstrukturen sinkt. Reformation, Aufklärung, 
industrielle Revolution – die jüngere europäische 
Geschichte wurde entfesselt von Netzwerken, die 
traditionelle Strukturen herausforderten. Dampf-
schiffe und Eisenbahnen verbreiteten nicht nur 
Güter, sondern auch die einflussreichen Ideen des 
Liberalismus und Sozialismus. Gleichzeitig aber 
formten sich neue Hierarchien in Form mächtiger 
Staaten und Unternehmen. Diesen wird eine min-
destens ebenso wichtige Bedeutung in der rasanten 
Entwicklung des 19. Jahrhunderts zugeschrieben.

Diese Ordnungen kommen immer mehr in Be-
drängnis. Joschka Fischer sagte einmal, einer seiner 
größten Schocks sei die Entdeckung gewesen, dass 
all die beeindruckenden Regierungspaläste leere Orte 
seien, dass ihre imperiale Architektur die limitierte 
Macht der dort Arbeitenden überspiele. Ist dies Aus-
druck schöpferische Zerstörung, der Entstehung 
einer neuen vernetzten Ordnung? Oder erleben wir 
den genuinen Verlust von Ordnung? Liberale De-
mokratien scheinen immer mehr beschäftigt mit sich 
selbst, bürokratisch gelähmt, polarisiert. Autokratien 
kreieren Karikaturen von Demokratien ohne Mei-
nungsfreiheit und unabhängige Justiz. Ganze Re-
gionen erfahren den totalen Zerfall von Ordnung: 
Irak, Syrien, Nord- und Zentralafrika.

»Die Welt wird kleiner«, konstatiert Steinmeier 
am Ende seiner Rede, »lange Zeit verhieß dies Gutes, 
aber heute klingt es für viele Deutsche mehr wie eine 
Bedrohung.« Der Soziologe Ulrich Beck kam zu 
Erkenntnis, dass nicht die Katastrophe, sondern die 
Angst vor ihr unser Handeln leite und so zur poli
tischen Kraft werde. Mit der zunehmenden Wahr-
nehmung globaler Integration als Risiko steigt das 
Bedürfnis nach vermeintlicher Sicherheit durch Ab-
grenzung. Im 20. Jahrhundert begünstigte dies den 
Aufstieg von Kommunismus und Faschismus, die 
Ordnung versprachen und in Katastrophen endeten. 
Aufkommende Ängste begünstigen nun wieder den 
Aufstieg extremistischer, populistischer und natio-
nalistischer Bewegungen.

Heute wissen wir, nicht Abgrenzung, sondern 
Annäherung und Toleranz haben Europa Frieden 
gebracht. Doch dürfen wir nicht einfach auf eine 
Fortsetzung dieser Erfolgsgeschichte hoffen: Die 
Globalisierung der Moderne wird nur dann Frie-
den und Wohlstand bringen, wenn wir ihre Pfeiler 
entstauben und alte Begriffe wie Wachstum, Ver-
teilung, Staat und Unternehmen neu denken. Ge-
hen wir es an, das Globalisierungsparadox!

Von Stuttgart nach München für 3,50 Euro. Von 
Hamburg nach Berlin für 6,90 Euro. Dazu kosten-
freies WLAN, Steckdosen am Platz und nicht selten 
einen Doppelsitz für jeden Fahrgast. Zu ähnlich preis-
werten wie bequemen Konditionen verreisten im ver-
gangenen Jahr 20 Millionen Fernbuskunden. Seit 
dieser Markt 2013 in Deutschland liberalisiert wurde, 
unterbieten sich die Anbieter mit Ramschpreisen. 

Doch das könnte sich bald ändern. In der ver-
gangenen Woche gaben die beiden größten Anbieter 
– MeinFernbus und Flixbus – ihre Fusion bekannt. 

Zusammen vereinen sie nun 75 Prozent des Marktes, 
was ihnen eine gewisse Macht über die Preise gibt. 
Die Fahrt mit dem Fernbus wird also teurer werden. 
Sie muss es auch. Denn ihre Tiefpreise kann die 
Branche auf Dauer nicht durchhalten. Bislang ver-
dient noch keiner der knapp 30 Anbieter Geld. An-
dere sind vom Markt schon wieder verschwunden, 
auch der ADAC ist ausgestiegen. Viele überleben nur, 
weil sie geduldige Geldgeber haben.

Friss oder stirb – so lautet das oberste Gesetz des 
Fernbusmarktes. Deshalb ist der jüngste Zusammen-

schluss der beiden Marktführer auch keine Liebes-
hochzeit, sondern eine Zweckehe, die das Überleben 
sichern soll. Langfristig, schätzen Experten, werden 
auf dem Markt nur drei bis vier große Anbieter und 
ein paar kleine in der Nische existieren. 

Ein wenig sind die Preise zum Jahresbeginn schon 
gestiegen. Kostete der Kilometer Ende des Jahres 
noch im Schnitt 8,6 Cent, sind es jetzt 10 Cent. Der 
Fernbus wird teurer, bleibt vor Auto und Bahn aber 
trotzdem das günstigste Verkehrsmittel. Diesen 
Marktvorteil wird er sich nicht nehmen lassen.

Im Paradox der Globalisierung
Das Vertrauen in Fortschritt, Markt und staatliche Ordnung sinkt. Ausgerechnet die  
Eckpfeiler der Moderne durchlaufen damit existenzielle Krisen  VON SEBASTIAN BUCKUP

Friss oder stirb
Die Fusion der größten Fernbusunternehmen wird Reisen teurer machen. Dennoch bleiben die  
Angebote für ihre Nutzer oft günstiger als andere Verkehrsmittel   VON KERSTIN BUND
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Sebastian Buckup ist  
Direktor beim Weltwirt-
schaftsforum, das einmal 
im Jahr Ökonomen, Poli-
tiker und Intellektuelle in 
Davos zusammenbringt

Rating für Einwanderer?
Deutschland braucht ein Punktesystem, sagt MARK SCHIERITZ. Damit würden 
wir Menschen aussperren, die wir dringend brauchen, entgegnet PHILIP FAIGLE

STREITFALL

Mark, ich habe meine Zweifel, ob Humanität immer eine 
ökonomische Basis braucht – und auch sonst bin ich mit 
Deinen Argumenten nicht einverstanden.
Der gewaltige Zustrom an jungen und gebildeten Einwan-
derern der vergangenen Jahre ist ein historischer Glücksfall, 
denn ohne diese Menschen würde das Potenzial an Arbeits-
kräften in Deutschland schon jetzt sinken. Wie Du richtig 
erkannt hast, werden wir eine ähnlich hohe Zuwanderung 
fortan jedes Jahr brauchen, um unsere Sozialsysteme stabil 
zu halten. Das wird nicht einfach werden, erst recht, wenn 
sich die Konjunktur in Deutschland abkühlt und die 
Krise im Süden Europas endet.
Deshalb sollten wir jetzt die Tore so weit öffnen wie mög-
lich, vor allem gegenüber den Staaten außerhalb Europas. 
Wir können uns eine restriktivere Einwanderungspolitik 
nicht leisten, und auch wenn Du es bestreitest: Nichts 
anderes würde Dein Vorschlag bedeuten.
Natürlich geht das nicht ohne Regeln, und es spricht 
nichts dagegen, das Regelwerk zu vereinfachen. Aber 
ein Punktesystem, wie Du es vorschlägst, hat in der 
spezifisch deutschen Situation erhebliche Nachteile.
Die Erfahrung anderer Länder lehrt, dass die Politik 
dazu neigt, die Steuerung zu fein einzustellen, also 
etwa nur Arbeitnehmer mit Berufen ins Land zu 
lassen, für die Fachkräfte fehlen. Das führt nicht nur 
zu dem Problem, dass die Menschen versuchen, auf 
anderem Wege ins Land zu kommen und das Sys-
tem zu umgehen. Es setzt auch voraus, dass eine 
Kommission richtig einschätzen kann, welche Ar-
beitskräfte das Land braucht.
Du weißt aber genauso gut wie ich, dass öko-

nomische Prognosen sehr erratisch 
sind. In Australien und Kana-

da etwa standen viele der 
sorgfältig ausgewählten Ta-
lente in der jüngsten Krise 

wieder auf der Straße. Und 
in Deutschland hat der Arbeits-

markt die Einwanderer besser aufge-
nommen, als viele Experten das für möglich 
hielten.
Ich habe außerdem meine Zweifel, ob sich die 
Erfahrungen von Ländern wie Kanada ein-
fach auf Europa übertragen lassen. Als etwa 
Großbritannien ein ähnliches System ein-
führte, sank die Zahl der Einwanderer deut-
lich – was für Deutschland fatal wäre. 
Schon jetzt sind die neu ins Land kommen-
den Einwanderer besser gebildet als die hier 
lebende Bevölkerung. Das geschah ganz 
ohne staatliche Talentscouts und wird in 
der aktuellen Debatte gerne vergessen. 
Genauso wird übersehen, dass viele der 
rund eine Million Beschäftigten, die der 
deutsche Arbeitsmarkt seit 2010 aus dem 
Ausland aufgenommen hat, in Branchen 
arbeiten, in denen geringe Qualifikatio-
nen gefragt sind: in der Gastronomie, 
der Landwirtschaft, der Pflege. Sie hät-
ten in Deinem Modell keine Chance 
gehabt, und das ist der Nachteil Deines 
Systems: Es sperrt Leute aus, von de-
nen wir noch gar nicht wissen, wie 
wertvoll sie für uns sind.
Das heißt nicht, dass sich Deutsch-
land nicht verändern muss, wenn es 
als modernes Einwanderungsland 
bestehen will. Es braucht eine neue 
Integrationspolitik, die die Einwan-
derer mit den Chancen ausstattet, 
um am Arbeitsmarkt entsprechend 
ihrer Qualifikation Fuß zu fassen. 
Eine schärfere Selektion von Ein-
wanderern kann sich Deutsch-
land aber nicht leisten – und das 
tatsächlich allein schon aus öko-
nomischen Gründen. �DEIN PHILIP

Philip, endlich scheint sich beim 
Thema Zuwanderung etwas zu 
bewegen. In der vergangenen 
Woche hat sich CDU-Generalse-
kretär Peter Tauber für ein Ein-
wanderungsgesetz ausgesprochen 
– bislang war das in weiten Teilen 
der Union ein Tabu. Das ist ein 
gutes Zeichen, denn zwei Dinge 
sind klar: Deutschland braucht Zu-
wanderung, und diese Zuwanderung 
muss stärker gesteuert werden.

Beim ersten Punkt sind wir uns 
wahrscheinlich schnell einig. Die 
Deutschen bekommen zu wenige 
Kinder, und deshalb werden sich die 
Sozialsysteme ohne Einwanderung 
nicht finanzieren lassen. Der Zusam-
menbruch mag durch ein höheres Ren-
teneintrittsalter oder mehr private Al-
tersvorsorge hinausgezögert werden – 
abwenden lässt er sich auf diese Weise 
nicht. Wenn wir unsere Grenzen nicht 
öffnen, dann wird in dreißig oder vierzig 
Jahren schlicht niemand da sein, der die 
Alten pflegt. Da bringt einen dann auch 
ein Aktiendepot nicht weiter.

Die Zuwanderung hilft bei der Lösung 
des Problems aber nur, wenn auch die Rich-
tigen kommen. Seit Ende des vergangenen 
Jahres machen unterschiedliche ökonomische 
Berechnungen zu der Frage die 
Runde, ob die Zuwanderung 
für den Staat unter dem 
Strich ein Verlustgeschäft 
ist oder zusätzliches Geld 
in die Sozialkassen spült. 
Wie immer in der Ökonomie 
gibt es keine einfache Antwort auf 
diese Frage, weil die Ergebnisse von den Annah-
men abhängen. Aber wir können uns bestimmt 
darauf einigen, dass es in einem Land mit ver-
gleichsweise großzügigen Sozialleistungen etwas 
mit der Qualifikation und der Bereitschaft zu ar-
beiten zu tun hat, ob sich Zuwanderung aus volks-
wirtschaftlicher und fiskalischer Sicht rechnet. 

Aus diesem Grund gibt es in Deutschland ja 
bereits heute eine Menge von Richtlinien und 
Vorschriften für die Zuwanderung. Die sind aber 
für Außenstehende nur schwer zu durchschauen. 
Sie sollten ersetzt werden durch ein Punktesystem. 
Für Qualifikationen und Kenntnisse gibt es Punkte, 
und wer einwandern will, muss eine Mindestpunkt-
zahl erreichen. Eine unabhängige Kommission legt 
zudem jährlich eine Quote für die Gesamtzahl der 
Zuwanderer fest.

Das Ziel ist also nicht, das Land abzuschotten, zu-
mal für Einwanderer aus den Ländern der EU ohne-
hin das Prinzip der Freizügigkeit gilt. Es geht vielmehr 
um eine am wirtschaftlichen Bedarf und an der gesell-
schaftlichen Integrationskraft orientierte Steuerung der 
Zuwanderung. Staaten sind ökonomisch mit Clubs zu 
vergleichen. Sie bieten ihren Mitgliedern bestimmte 
Leistungen an und würden kollabieren, wenn sie diese 
Leistungen allen zur Verfügung stellten. Und solange die 
Welt in Staaten organisiert ist, wird sich Politik immer 
vorrangig an nationalen Interessen orientieren. Es würde 
ja schließlich auch niemand erwarten, dass die amerika-
nische Notenbank ihre Zinspolitik an den Erfordernissen 
Europas ausrichtet.

Deshalb ist es nicht verwerflich, die Zuwanderung nach 
ökonomischen Kriterien zu regeln. Genauso machen es 
klassische Einwanderungsländer. Selbstverständlich müss-
ten für Flüchtlinge andere Regeln gelten. Beim Asyl geht es 
ja gerade nicht um Kosten und Nutzen, sondern um das 
Gegenteil: um Humanität. Aber auch Humanität braucht 
eine ökonomische Basis.� DEIN MARK
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DAVOS 2015
Empfang und Diskussion »The Future of Energy«
22. Januar 2015 · Steigenberger Grandhotel Belvédère
Anlässlich des Weltwirtschaftsforums in Davos veranstaltet die ZEIT gemeinsam mit CMS am 22. Januar 2015 
einen exklusiven Empfang im Steigenberger Grandhotel Belvédère Davos. Im Rahmen des Empfangs fi ndet 
eine Diskussionsrunde zum Thema »The Future of Energy« statt, die vom Herausgeber der ZEIT, Josef Jo� e, 
moderiert wird. An der Diskussion nehmen u.a. teil: Amos J Hochstein, Special Envoy and Coordinator for 
International Energy A¡ airs, U.S. Department of State, Dev Sanyal, Executive Vice President, Strategy and 
Regions, BP plc und Penelope Warne, Senior Partner, CMS UK. Der Empfang fi ndet auf persönliche Einladung 
statt und richtet sich insbesondere an Vorstände weltweit tätiger Energieunternehmen.

Weitere Informationen fi nden Sie unter:
 www.zeit-konferenzen.de/davos
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